Stellungnahme des 

„Verbandes der volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs“ 

zu den Beneš-Dekreten

1945 wurden von der tschechoslowakischen Nationalversammlung im Zeitraum zwischen Mai und Juli Dekrete (Dekrete des Präsidenten der Republik, kurz „Beneš-Dekrete“) erlassen, die zunächst zu einer Nationalisierung des sudetendeutschen Besitzes (Dekret Nr. 5) führten und in weiterer Folge  eine entschädigungslose Enteignung des gesamten sudetendeutschen Besitzstandes (Dekret Nr. 108) und die Aberkennung der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft  samt aller staatsbürgerschaftlichen Rechte (Dekret Nr. 33) bedeuteten. Weiterer Dekrete des damaligen Präsidenten, Edvard Beneš, führten zur totalen Eliminierung der sudetendeutschen Kultur und zur Ausmerzung des Bildungswesens (Universitäten, Schulen, Vereine, etc.) der Sudetendeutschen. 1946 erhielten diese Dekrete durch einen Beschluß der tschechoslowakischen Nationalversammlung Gesetzeskraft. 

Weiters wurden alle Gewaltverbrechen (Mord, Totschlag, Vergewaltigungen), die im Zuge der Vertreibung von über 3 Millionen Sudetendeutschen verübt worden waren, in einem eigenen Gesetz (Straffreistellungsgesetz Nr. 115 vom 8. Mai 1946) straffrei gestellt. 

Nach der politischen Wende von 1990 wurden in der Tschechoslowakei die gesetzlichen Grundlagen für die Reprivatisierung des enteigneten und nach der kommunistischen Machtübernahme von 1948 kollektivierten  Besitzes vorbereitet und 1992 gesetzlich geregelt. Das tschechische Restitutionsprogramm sah aber lediglich die Rückgabe des 1948 kollektivierten Besitzes vor, wobei bis heute ausdrücklich festgehalten wird, dass die auf Grundlage der Beneš-Dekrete erfolgten Enteignungen unberücksichtigt bleiben. 

Der „Verband der volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs“ (VLÖ) vertritt in Übereinstimmung  mit den parlamentarischen Vertriebenensprechern von SPÖ, ÖVP, FPÖ und BZÖ die Meinung, dass 

1.) die Vertreibung und Enteignung der Sudetendeutschen auf Grundlage einer pauschalen und ethnisch motivierten Verurteilung erfolgten und daher ein Unrecht darstellen,

2.) die Ausgrenzung der Sudetendeutschen von den tschechischen Restitutionsgesetzen als menschenverachtend zu verurteilen sind und folglich eine Diskriminierung von EU-Bürgern darstellt. Der VLÖ weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass auch die Angehörigen der deutschen Minderheit in Tschechien von dieser Diskriminierung betroffen sind, womit gegen die Interessen einer Minderheit verstoßen wird, was abermals eine Diskriminierung darstellt, die den Minderheitenstandards der EU widerspricht,

3.) die oben angeführten Dekrete und das Straffreistellungsgesetz vom 8. Mai 1946 die moralischen und rechtlichen Standards der EU grob verletzen.

Die tschechische Nationalversammlung hat noch vor dem Beitritt zur EU die Gültigkeit und Rechtmäßigkeit dieser Dekrete unterstrichen. Vor kurzem hat auch das Slowakische Parlament eine ähnliche Erklärung verabschiedet. Auch in der slowakischen Republik bleiben die vertriebenen Karpatendeutschen auf Basis der Beneš-Dekrete von jeder Restitution des enteigneten Besitzes ausgeschlossen. Mit diesem Schritt hält nunmehr auch das slowakische Parlament an der Gültigkeit und Rechtmäßigkeit der Beneš-Dekrete fest.
Gerade die jüngste Diskussion zwischen Ungarn und der Slowakei - neben den Sudetendeutschen wurde auch der Besitz der ungarischen Volksgruppe in der damaligen Tschechoslowakei auf Grundlage der Beneš-Dekrete enteignet - zeigt, dass die Thematik der Beneš-Dekrete das bilaterale Verhältnis zweier Staaten belastet. Auch der neue bayrische Ministerpräsident, Günther Beckstein, hat zuletzt zur Problematik der Beneš-Dekrete gemeint, dass die Beneš-Dekrete weiterhin eine „offene Wunde“ darstellen und ein „massiver Verstoß gegen das Völker-, Europa- und Menschrecht“ sind. 

2005 besuchte eine österreichische Parlamentarierdelegation, der die Vertriebenensprecher von SPÖ, ÖVP, FPÖ, BZÖ und Grüne angehörten, Tschechien, wo es zu einem Meinungsaustausch mit tschechischen Kollegen kam. In einer gemeinsamen Grundsatzerklärung der österreichischen Vertriebenensprecher wurde in Anlehnung an diese Unterredung in Prag ein gemeinsames Grundsatzpapier im österreichischen Parlament vorgestellt: In dieser Erklärung wurde vereinbart, eine bilaterale parlamentarische Arbeitsgruppe einzurichten, die sich mit allen noch offenen Fragen zur Vertreibung der Sudeten- und Karpatendeutschen sowie zur Thematik der Beneš-Dekreten und des Straffreistellungsgesetzes beschäftigen wird.

Der VLÖ begrüßt diese Initiative und möchte in Übereinstimmung mit den parlamentarischen Vertriebenensprechern eine Fortführung der Diskussion zwischen Österreich, Tschechien und der Slowakei erreichen. 
Für den VLÖ steht jedoch außer Frage, dass nur eine Aufhebung der oben angeführten Beneš-Dekrete und des Straffreistellungsgesetztes zu einer dauerhaften Lösung führen kann.

